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Kommunalwahl in und um Würzburg (Frühjahr 2026) 
Fragen zur Gesundheitsförderung und Rehabilitation 
 
Zusammenfassende Einschätzung der Rückmeldungen 
von den Parteien bzw. den Listen der Kandidierenden 
 
 

Im Verlauf des Semesters haben wir uns im Rahmen einer Lehrveranstaltung intensiv mit 

zentralen Konzepten, Theorien und Praxisansätzen der Gesundheitsförderung, Prävention 

und Rehabilitation beschäftigt. Die anstehende Kommunalwahl im Stadt- und Landkreis 

Würzburg bot uns die Gelegenheit, diese fachlichen Perspektiven durch die Befragung der 

kandidierenden Parteien und Listen in einen konkreten kommunalpolitischen Kontext 

einzubringen. 

Im Mittelpunkt standen für uns folgende Fragen: Was bedeutet moderne Gesundheits-

förderung für die Bürgerinnen und Bürger in und um Würzburg? Wie können entspre-

chende Maßnahmen in relevanten Lebenswelten – etwa in Schulen, Betrieben, sozialen 

Einrichtungen oder im öffentlichen Raum – konkret umgesetzt werden? Und wie wollen 

die Parteien und Listen aktuelle Herausforderungen unter den gegebenen gesellschaftli-

chen und sozialrechtlichen Rahmenbedingungen angehen? 

Auf dieser Grundlage haben wir gemeinsam Leitfragen entwickelt, die bewusst auf kon-

krete Vorhaben und Planungen vor Ort zielten. Unser Anspruch war es, nicht bei allge-

meinen programmatischen Aussagen stehen zu bleiben, sondern möglichst greifbare 

Perspektiven für die Region zu erhalten. 

Sieben der zehn angeschriebenen Parteien und Listen haben uns innerhalb des zugege-

ben sehr knappen Zeitfensters (9. bis 19. Februar 2026) geantwortet. Angesichts der Nähe 

zur Wahl ist das keineswegs selbstverständlich. Die ausführlichen Rückmeldungen 

haben uns positiv überrascht. Für die Bereitschaft, sich trotz des Wahlkampfes intensiv 

mit unseren Fragen auseinanderzusetzen, danken wir ausdrücklich. 
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Eine abschließende inhaltliche Bewertung der Antworten ist zum jetzigen Zeitpunkt 

schwer, wenn man fair bleiben und allen Beteiligten gerecht werden will. Dennoch 

möchten wir an dieser Stelle ein paar vorsichtige, zusammenfassende Beobachtungen 

festhalten: 

• In mehreren Antworten wird deutlich, dass bei den Verfasserinnen und Verfassern 

ein hohes Maß an Erfahrung und Kompetenz im Hinblick auf die Möglichkeiten, 

aber auch die Grenzen kommunalpolitischer Arbeit im Bereich Gesundheitsför-

derung vorhanden ist. So wird auf begrenzte Zuständigkeiten, auf die finanzielle 

Situation kommunaler Haushalte und auf die Notwendigkeit hingewiesen, im 

politischen Konsens Prioritäten zu setzen. 

• An verschiedenen Stellen werden – nachvollziehbarerweise – auch grundsätzli-

che politische Positionen sichtbar. So wird etwa die Bedeutung einer gesunden 

Umwelt und eines nachhaltigen Wirtschaftens betont oder auf die Eigenverant-

wortung der Bürgerinnen und Bürger verwiesen, verbunden mit dem Hinweis, dass 

staatliche beziehungsweise kommunale Unterstützung subsidiär erfolgen solle. 

Teilweise bleiben einzelne Themenfelder, etwa im Zusammenhang mit Migration, 

unbeantwortet, was ebenfalls als Positionierung gelesen werden kann. 

• Einige Antworten verweisen darauf, dass in und um Würzburg bereits innovative 

Ansätze in den angesprochenen Themenfeldern bestehen, auf die aufgebaut wer-

den kann – beispielsweise der Behindertenbeirat der Stadt. Diese Hinweise ma-

chen deutlich, dass Gesundheitsförderung nicht bei null beginnt, sondern an vor-

handene Strukturen anknüpfen muss. 

• Deutlich wird auch, dass manche Kandidierende mit großem Engagement in die 

Kommunalpolitik einsteigen möchten, bislang jedoch noch über wenig praktische 

Erfahrung verfügen – so auch im Hinblick auf die engen finanziellen Spielräume 

kommunaler Haushalte. Gerade hier wird sichtbar, wie wichtig klare Priori-

tätensetzungen sind, etwa bei der Frage von Fördermaßnahmen. 

• Positiv hervorzuheben ist, dass die von uns angesprochenen Themenfelder 

durchweg als bedeutsam für die Gesundheitsförderung eingeschätzt werden: 

frühkindliche Bildung, Schule, Jugend, ältere Menschen, Inklusion und Teil-

habe, Migration sowie Hitzeschutz. Zu all diesen Bereichen werden Ideen und 

Ansätze formuliert – teilweise sehr konkret und mit regionalem Bezug, teilweise 

eher allgemein gehalten. Letzteres ist im Kontext des Wahlkampfes verständlich. 
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• Besonders gefreut hat uns, dass unser letzter Punkt – die Einrichtung und Nut-

zung einer kommunalen Gesundheitsberichterstattung – von nahezu allen 

Antwortenden unterstützt wird. Eine solche Berichterstattung kann eine wichtige 

Grundlage sein, um die Ausgangssituation realistisch darzustellen und Entwick-

lungen sowie Veränderungen verlässlich zu evaluieren. 

Im weiteren Verlauf der Vorlesung „Prävention und Rehabilitation“ werden wir die Ant-

worten der Parteien erneut aufgreifen. Nach der Wahl am 8. März 2026 möchten wir die 

gewählten Mitglieder von Stadtrat und Kreistag in den kommenden Jahren daran erinnern, 

welche Vorhaben und Zielsetzungen formuliert wurden – und nachfragen, was davon in 

welcher Form umgesetzt werden konnte. Gesundheitsförderung ist eine langfristige 

Aufgabe. Umso wichtiger ist es, Ankündigungen und konkrete Schritte immer wieder 

miteinander ins Gespräch zu bringen. 

 
Tina Rottmann      Heiner Vogel 
(für die Studierenden)     (Dozent) 


